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Schlaglichter*

7. Januar 2019
Angebot des Fördervereins der 

GdP – Bodetal Therme Thale
Magdeburg/Bodetal. Auch in die-

sem Jahr haben wir wieder ein ex-
klusives Angebot in Thale für euch.

5. Januar 2019
Tarifrunde 2019 – Nachrichten, 

Flyer, Aktionen – Mehr Geld und 
mehr Attraktivität für den öffentli-
chen Dienst

Berlin/Magdeburg. Mit einer 
Entgeltforderung von plus 6 %, 
mindestens aber 200 Euro pro 
Monat, bei einer Laufzeit von 
zwölf Monaten, geht die GdP und 
die Gewerkschaft des öffentli-
chen Dienstes (öD) in die am 21. 
Januar 2019 beginnenden Tarif-
verhandlungen für die  Beschäf-
tigten in den Ländern.

2. Januar 2019
Die neue Ausgabe ist online – 

„Deutsche Polizei“ Landesteil 
Sachsen-Anhalt

Aschersleben. Nachdem die 
Januar-Ausgabe der „Deutschen 
Polizei“ in den Briefkästen lag, ist 
die Onlineausgabe unseres Lan-
desteils jetzt für jeden verfügbar.

2. Januar 2019
Das Grußwort des Landesvor-

sitzenden der GdP Sachsen-An-
halt für das Jahr 2019 – Willkom-
men im Jahr 2019

Magdeburg. Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, und wieder hat ein 
neues Jahr begonnen und viele 
machen sich Gedanken darüber, 
was es bringen wird. 

29. Dezember 2018
Einen guten Rutsch und ein ge-

sundes und erfolgreiches neues 
Jahr

Magdeburg. Wir wünschen al-
len Kolleginnen und Kollegen, 
Partnern und Freunden einen gu-
ten Rutsch sowie ein gesundes 
und erfolgreiches neues Jahr.

13. Dezember 2018
Ein Angebot des Fördervereins 

der GdP-Kooperation GdP & IN-
TERFIT

Magdeburg. Mitglied bei der 
GdP sein ... – Ausbildung oder 
Studium an der FH der Polizei in 

SachSeN-aNhalt
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Dieses logo steht für die neue Struktur.
Fortsetzung auf Seite 2

Nach den Schwierigkeiten des 
Jahres 2018 bei der erstellung von 
beurteilungen im bereich der 
Polizei, ist es an der Zeit, präventiv 
zu arbeiten und künftigen Unge-
reimtheiten vorzubeugen.

Mir sind noch die Klagen vieler 
KollegInnen im Ohr, welche darüber 
schimpften, dass Vorgesetzte, welche 
im letzten Beurteilungszeitraum ver-
setzt wurden, ihrer Pflicht zur Erstel-
lung von Beurteilungsbeiträgen nicht 
fristgerecht oder ganz und gar nicht 
nachkamen.

Dies sind eindeutige Führungsauf-
gaben und Beamtenpflichten. 

Neue PIen aufgepasst

Unsere „neuen dienstlichen Leiter“ 
können jetzt schon darauf hinwirken, 
dass die Kollegen, welche ihre Dienst-
posten im Zuge der PSR wechseln, 
nach sechs Monaten nachweisen, dass 
sie ihre Beurteilungsbeiträge korrekt 
erstellt und gemäß der BRL-PVD hin-
terlegt haben (siehe Kasten -->).

Keine Evaluation – Angst vor 
unangenehmen Ergebnissen?

Die GdP stellt allerdings fest, dass 
es leider keine Evaluation der Wirk-

PSr und beurteilungen

samkeit der BRL-PVD seit 2014 gibt. 
Deshalb können wir auch nicht ein-
schätzen, in welchem Umfang die mit 
der Neufassung der BRL-PVD ver-
bundenen Ziele erreicht worden sind. 
In unserer Stellungnahme zum The-
ma vom 20. 2. 2014 bemerkten wir 
unter anderem an:

Auszug Beurteilungsrichtlinie 
für den Polizeivollzugsdienst des 
Landes Sachsen-Anhalt (BRL-
PVD)

11.3 Für den Fall eines Wech-
sels im Unterstellungsverhältnis 
zwischen dem Erstbeurteiler und 
dem Beamten im Beurteilungs-
zeitraum hat abweichend von der 
Regelung in Nr. 11.1 der bisheri-
ge Erstbeurteiler zeitnah mit dem 
erfolgten Wechsel auch ohne Ab-
forderung einen Beurteilungs-
beitrag zu erstellen und im ver-
schlossenen Umschlag dem 
zukünftigen Erstbeurteiler zu 
übergeben oder zu übersenden. 
Sollte dies nicht möglich sein, 
sind die Beurteilungsbeiträge bei 
der personalführenden Stelle ver-
schlossen zu hinterlegen. Beim 
Wechsel eines unmittelbaren 
Vorgesetzten des Beamten, der 
nicht Erstbeurteiler ist, gelten 
Satz 1 und 2 entsprechend. Der 
Beurteilungsbeitrag entfällt für 
ein Unterstellungsverhältnis von 
weniger als sechs Monaten Dau-
er. Liegen dem Erstbeurteiler für 
die Erstellung der Beurteilung 
aufgrund eigener Anschauung 
oder aufgrund von Beurteilungs-
beiträgen lediglich Erkenntnisse 
über den Beamten für einen Zeit-
raum von weniger als der Hälfte 
des Beurteilungszeitraums vor, 
fordert er auch für Unterstel-
lungsverhältnisse von mindestens 
drei Monaten Dauer Beurtei-
lungsbeiträge von den bisherigen 
Erstbeurteilern und unmittelba-
ren Vorgesetzten ab.

Fortsetzung auf Seite 2
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Wir trauern um:
 Wolf-Ruediger Trux (63)  PD-Nord

Joachim Schröder (90)  PD-Nord

Jürgen Smolinski (63)  PD-Süd

Wir werden den Verstorbenen  
ein ehrendes Andenken bewahren.

Der Landesvorstand

NachrUfe

„Des Weiteren verweist die GdP 
auf die, auch Ihnen bekannte, Studie 
der Hans-Böckler-Stiftung vom Feb-
ruar 2013 unter dem Titel ‚Nach Leis-
tung, Eignung und Befähigung? – Be-
urteilung von Frauen und Männern 
im Polizeivollzugsdienst’“. Diese 
Studie kommt zu dem Fazit:

‚… lässt sich festhalten, dass die 
statistischen Daten zu Beurteilun-
gen darauf hinweisen, dass Frauen 
im Polizeivollzugsdienst in der 
Mehrheit der untersuchten Bereiche 
schlechter beurteilt wurden als ihre 
männlichen Kollegen bzw. als Voll-
zeitbeschäftigte. Dies trifft auch auf 
Teilzeitbeschäftigte im Vergleich zu 
Vollzeitbeschäftigten zu. In der Ge-
samtsicht erreichten die männlichen 
Polizeibeamten höhere Anteile an 
den Bestbeurteilten und dürften da-
her bessere Beförderungs- und Ein-
kommenschancen haben als die 
weiblichen.’

Innerhalb dieser Studie ist auch 
die BRL-PVD LSA einer Bewertung 
unterzogen. Leider sind die Ergeb-
nisse überhaupt nicht berücksichtigt 
worden.“

Ich glaube, dass hier mittlerweile 
ein erheblicher Nachholbedarf vor-
liegt.

Dienstpostenbündelung und 
Beurteilung

Seitdem unser Land in seiner 
„fortschrittlich denkenden Art und 
Weise“ 2018 eine weitergehende 
Dienstpostenbündelung eingeführt 
hat, sind auch hier viele Fragen der 
Kollegen nach Verantwortlichkeiten 
im Rahmen des Beurteilungsverfah-
rens UNKLAR.

Fortsetzung von Seite 1 Ich erwarte, dass das Land 2019 
nutzt, um die BRL-PVD zu evaluie-
ren und, mit der Dienstpostenbün-
delung im Blick, die BRL-PVD den 
neuen Gegebenheiten anpassen.

Übrigens hat die GdP schon 2011 
zum Beurteilungsmaßstab gefordert: 
„Einheitliche Anwendung des Beurtei-
lungsmaßstabes“. Die GdP schlägt vor:

„… unter Einbeziehung des zu-
ständigen Personalrates.

Ich halte es für erforderlich, um 
mithilfe des ‚Kontrollrechtes’ des 
Personalrates gegenüber den 
Dienststellenleitern sicherzustellen, 
dass diese Maßstabskonferenz sich 
ausschließlich mit der Erörterung 
und Auswertung der analytisch auf-
bereiteten Beurteilungsergebnisse 
der vorangegangen Regelbeurtei-
lungen befasst, eine ausgewogene 
und objektive Beurteilungspraxis 
gewährleistet wird, um so einem 
möglichen Abgleiten in eine perso-
nifizierte Erörterung zu begegnen.“

Ich bin sehr gespannt, wie es mit 
diesem Thema 2019 vorangeht.

Zum Schluss ein Blick nach vorn. 
1.000.000 (1 Million) Euro Beförde-
rungsgelder 2019 zusätzlich sind für 
den Polizeibereich, ist erst mal ein 
großer Schluck, wenn die ander-
weitigen Mittel nicht gekürzt wer-
den und die Verteilung der Beförde-
rungsgelder im Land nach dem 
selbigen Prinzip wie 2017/18 er-
folgt.

Verlieren wir das Hauptziel – 
Ausfinanzierung aller Stellen in der 
Polizei – nicht aus den Augen und 
setzen uns als Gewerkschaft, ge-
meinsam mit dem Minister, für die-
sen Auftrag aller Kollegen, ein.

Ingo Neubert, Landesschriftführer
www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/20190201

Schlaglichter*

Aschersleben ... und danach im 
täglichen Dienst oder als Senior – 
und im Studio sparen

7. Dezember 2018
Ein Geschenk für Partner, Fa-

milie oder Freunde – Happy Din-
ner Card Magdeburg 2019/2020

Magdeburg. Jetzt schnell sein, 
Restkarten sind noch für GdP-
Mitglieder günstig.

7. Dezember 2018
Thermen in Bad Frankenhau-

sen und Bad Tabarz – Exklusives 
Angebot

Magdeburg. Bitte Bestellung 
an den Förderverein der GdP LSA 
e.V. richten. Bitte Name, Adresse 
und Anzahl angeben. Es sind 
auch mehrere VIP-Cards pro Per-
son möglich.

* Unter dieser Überschrift wer-
den kurze und prägnante Infor-
mationen aus den letzten Wochen 
veröffentlicht. Mehr Aktuelles 
gibt es unter:
www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/
Nachrichten

Fortsetzung von Seite 1
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PilOtPrOJekt – DrOhNeNeiNSatZ

bei der übergabe der neuen technik: innenminister holger Stahlknecht (links) und der 
Direktor des lka, Jürgen Schmökel (rechts) foto: Mi lSa

Dud jemand von eich den Under-
schied zwischen dr Gewergschafd 
der Logfiehrer und dem Bund dr Gri-
minalisden kenn?

Jibt geen, beede kimmern sich nur 
um ihr Glieendeel, un das ausschließ-
lich.

Awr hald, een jibs wohl doch. Dr 
BeDega iss nich bei de Darifverhand-
lungen, der iss geene Gewergschafd, 
ehmd nur een Glieendeel-Verein.

Nu immer scheen de Modiwadsion 
hoch halden, de Gewerkschafden inr 
Bolizei wern das schon richdn.

Bis denn, eir Bolizeier aus  
Machdeburch

www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/20190203

Dr Underschied 
zwischn de 

logfiehrer und 
dem beDega

Die technische entwicklung der 
so genannten Drohnen, im polizei-
lichen Sprachgebrauch auch als 
unbemannte luftsysteme (UlS) 
bezeichnet, hat mittlerweile einen 
Stand erreicht, dass diese sowohl 
im privaten als auch bereits im 
industriellen bereich einzug 
gehalten haben.

Nunmehr möchte auch die Polizei 
von der Wirtschaftlichkeit, der Fle-
xibilität sowie den vielfältigen Ein-
satzmöglichkeiten profitieren. Im 
Rahmen der am 1. Januar 2019 be-
gonnenen Pilotierungsphase soll er-
probt werden, ob ULS als zukünfti-
ge polizeiliche Führungs- und 
Einsatzmittel in Betracht kommen. 
Hierzu wurde eine Projektgruppe in 
der Landesbereitschaftspolizei un-
ter Leitung von PR Jürgen Hoffmann 
eingerichtet. So beteiligen sich die 
Polizeiinspektion Zentrale Dienste/
Landesbereitschaftspolizei, das 
Landeskriminalamt sowie der Zen-
trale Verkehrs- und Autobahndienst 
an dem Projekt.

Im Landeskriminalamt kommt 
eine Drohne bei den Spezialisten 
der Tatortgruppe im Zusammen-
hang mit der Spurensicherung oder 
auch der Tatorterkundung zum Ein-
satz. Die Autobahnpolizeidienststel-
len Weißenfels und Börde erhalten 
zwei der insgesamt vier Drohnen, 
um bei Unfällen beispielsweise Fo-
tos aus der Luft aufnehmen zu kön-
nen. Darüber hinaus kann ein wei-
teres ULS in der Polizeiinspektion 
Zentrale Dienste/Landesbereit-
schaftspolizei zur Erprobung bei Su-
chen nach vermissten Personen oder 
Sachen bzw. zur internen Fortbil-
dung genutzt werden. 

Die vier Drohnen wurden vom In-
nenminister Holger Stahlknecht am 
14. Dezember 2018 im Landeskrimi-
nalamt übergeben. Stellvertretend 
für die Landespolizei nahm der Di-
rektor des Landeskriminalamts, 
Herr Jürgen Schmökel, die Drohnen 
entgegen. Bei dem Termin waren 
zahlreiche Angehörige der Polizei 
sowie Presse zugegen.

Das Besondere an den ULS ist, 
dass sich die Piloten am Boden be-

finden. Diese Luftfahrzeugfernfüh-
rer (L3F) steuern die kompakten 
Fluggeräte vom Boden aus per Fern-
bedienung. Insgesamt werden zehn 
Polizeivollzugsbeamte im Rahmen 
der Pilotierung entsprechend ausge-
bildet. Nur diesem Personenkreis ist 
die Steuerung vorbehalten.

Sicherlich gibt es Bereiche, wo der 
Einsatz einer Drohne gegenüber dem 
des Polizeihubschraubers Vorteile 
bringt. Doch dann, wenn Sachen oder 
auch Einsatzkräfte – so Spezialeinhei-
ten – beispielsweise zügig zu einem 
Einsatzort gebracht werden müssen, 
punktet das bewährte Einsatzmittel. 
Insofern blickt die Landespolizei ge-
spannt auf die Ergebnisse der Erpro-
bungsphase. Die Vorlage des Ab-
schlussberichts ist für März 2020 
angedacht. Die Gewerkschaft der Po-
lizei findet, dass dies ein logischer 
Entwicklungsschritt der Einführung 
von polizeilichen Hilfsmitteln ist. Wir 
sind auf weitere Innovationen in die-
sem Bereich mehr als gespannt.

Lars Fischer
www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/20190202

Unbemannte flugobjekte im auftrag der Polizei 
am himmel von Sachsen-anhalt
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Die ausführliche übersicht über 
die Änderungen findet ihr auf der 
Webseite der gdP Sachsen-anhalt.

Landesbeamtengesetz

§ 8a Einstellungsaltersgrenzen

Die Bewerberin oder der Bewer-
bers kann bis 22 Jahre vor der je-
weiligen gesetzlichen Altersgrenze 
für Beamte eingestellt werden.

§ 32a Neu- und Umbildung 
von Behörden

Bei zukünftigen Neu- und Umbil-
dungen von Behörden bzw. Behör-
denteilen folgt das betroffene Perso-
nal im Wege eines gesetzlich 
formulierten Personalübergangs 
seiner Aufgabe, ohne dass es indivi-
dueller Versetzungsverfügungen 
bedarf.

§ 39 Ruhestand wegen 
Erreichens der Altersgrenze

Anhebung Regelaltersgrenze mit 
Vollendung des 67. Lebensjahres.

Kontinuierlich ansteigende Regel- 
altersgrenzen einschließlich des 
Jahrgangs 1963. 

Ausnahmen für bewilligte Alters-
teilzeitbeschäftigungen einschließ-
lich der Freistellungsphase.

Hinausschieben des Ruhestands 
um jeweils bis zu einem Jahr, insge-
samt um maximal drei Jahre. 

§ 48 Erhaltung und Wieder- 
herstellung der Dienstfähigkeit

Rehabilitation vor Versorgung, 
damit soll eine vorzeitige Verset-
zung in den Ruhestand vermieden 
werden.

§ 65 Teilzeitbeschäftigung 
und Beurlaubung aus familiären 

Gründen

Mit dem neu strukturierten Abs. 
1 werden die Möglichkeiten der 
Teilzeitbeschäftigung und Freistel-
lung für Beamtinnen und Beamte 

bei Eintritt eines Pflegefalles bzw. 
zur Kinderbetreuung in Anleh-
nung an das Pflegezeitgesetz fest-
gelegt.

Der neue Abs. 4 regelt, dass 
weiterhin ein Anspruch auf Heil-
fürsorge besteht, soweit nicht be-
reits ein Anspruch auf Beihilfe be-
steht.

§ 65a Familienpflegezeit

Zur besseren Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf wird die bereits 
seit 1. Januar 2012 für Beschäftigte 
geltende Familienpflegezeit für Be-
amtinnen und Beamte übernom-
men.

Die Familienpflegezeit wird als 
eine besondere Form der Teilzeitbe-
schäftigung in das Gesetz integriert. 

§ 66 Altersteilzeit

Anpassung an die Altersgrenzen-
anhebung. 

§ 70 Fernbleiben vom Dienst, 
Erkrankung

Neue Rechtsgrundlage für so ge-
nannte Arbeitsversuche, Unterstüt-
zung für die Durchführung einer  
Wiedereingliederungsmaßnahme 
bei positiver Prognose als probates 
Mittel, um eine drohende Ruhe-
standsversetzung zu vermeiden.

§ 83a Erfüllungsübernahme von 
Schmerzensgeldansprüchen1

Der Anspruch der verletzten Be-
amtin oder des verletzten Beamten 
gegen ihre Schädiger geht dann auf 
den Dienstherrn über. Vorausset-
zung ist ein Antrag der Beamtin 
oder des Beamten. 

§ 106 Altersgrenze2

Mit der Neufassung von § 106 
wird die besondere Altersgrenze 
für den Polizeivollzugsdienst paral-
lel zu den Regelaltersgrenzen um 
zwei Jahre von der Vollendung des 
60. Lebensjahres auf die Vollen-
dung des 62. Lebensjahres angeho-
ben. 

Beamtenversorgungsgesetz 
des Landes Sachsen-Anhalt 

(LBeamtVG LSA)

Die neuen Regelungen des LBe-
amtVG LSA werden in Kürze eben-
falls dargestellt. Hier nur die wich-
tigsten.

A. Allgemeiner Teil

Versorgungsrechtliche Folgere-
gelungen bei der Anhebung der Al-
tersgrenzen/kein Versorgungsab-
schlag nach einem 45-jährigen 
Berufsleben

Die stufenweise Anhebung der 
Altersgrenzen erfordert auch Folge-
regelungen im Bereich der Versor-
gungsabschläge.

Die Anhebung der Altersgrenzen 
wird durch eine Regelung ergänzt, 
dass nach einem 45-jährigen Berufs-
leben mit Vollendung des 65. Le-
bensjahres auf Antrag der Beamtin 
oder des Beamten eine Versetzung 
in den Ruhestand ohne Versor-
gungsabschlag erfolgt.

B. Besonderer Teil

Zu Kapitel 1 (Allgemeine Vor-
schriften)

Dieses Kapitel enthält neben dem 
Geltungsbereich und Definitionen 
auch allgemeine Regelungen, die 
im BeamtVG im Abschnitt „Ge-
meinsame Vorschriften“ (§§ 49, 62, 
65 BeamtVG) enthalten sind. Diese 
werden in diesen Abschnitt aufge-
nommen, da sie für sämtliche Ver-
sorgungsarten gelten.

Zu § 1 (Geltungsbereich, Gleich-
stellung der eingetragenen Le-
benspartnerschaft mit der Ehe)

Die Vorschrift regelt auch die 
Gleichstellung der eingetragenen 
Lebenspartnerschaft mit der Ehe.

Zu § 68 (Zusammentreffen von 
Versorgungsbezügen mit Renten)

Die Regelung soll eine Doppel-
versorgung aus beamtenrechtlichen 
Versorgungsbezügen und gesetzli-
chen Renten verhindern. 

Abs. 2 definiert als Höchstgrenze 
die fiktiv zu berechnenden Versor-
gungsbezüge, die einer entspre-

übersicht über die Änderung 
dienstrechtlicher Vorschriften 2018



2 – 2019 Deutsche Polizei  5

laNDeSJOUrNalSachsen-anhalt

WiSSeN, DaS JeDer WiSSeN SOllte

genaue kenntnisse der rechtlichen regelungen sind für jeden wichtig. foto: Pixabay.com

chenden Person zustünden, wenn 
sie oder er ab dem 17. Lebensjahr 
(ggf. ergänzt durch vor dem vollen-
deten 17. Lebensjahr liegende ruhe-
gehaltfähige Zeiten) ausschließlich 
in einem Beamtenverhältnis gestan-
den hätte bzw. die sich daraus erge-
benden Hinterbliebenenbezüge.

Die Höchstgrenze wird nicht mehr 
um Zeiten, die nach § 26 LBesG LSA 
nicht zu berücksichtigen sind, gemin-
dert, weil diese Zeiten im Versiche-
rungsverlauf bei der Rente enthalten 
sind und daher eine Nichtberücksich-
tigung inkonsequent wäre.

Änderung des Besoldungsge-
setzes des Landes Sachsen-

Anhalt (LBesG LSA)

Neben der linearen Erhöhung 
und der Wiedereinführung einer 
Jahressonderzahlung sind nachfol-
gende Änderungen enthalten.

Änderung des § 24 LBesG –  
Berücksichtigungsfähige Zeiten

§ 24 Abs. 1 und Abs. 2 regelt, dass 
Zeiten, die nicht Voraussetzung für 
den Zugang zu der Laufbahn sind, 
unter weiteren Voraussetzungen bei 
der Stufenfestsetzung als Erfah-
rungszeiten anerkannt werden. 

Änderung des § 56 LBesG –  
Jährliche Sonderzahlung

Die Änderung enthält die Wieder-
einführung der jährlichen Sonderzah-
lung. Diese beträgt 3 v. H. des Grund-
gehaltes des Monats Dezember. 

Es ist jedoch ein Mindestbetrag 
ausgewiesen, Beamtinnen und Be-
amten der Besoldungsgruppen A 4 
bis A 8 erhalten eine Sonderzahlung 
in Höhe von 600 E und die Besol-
dungsempfängerinnen und Besol-
dungsempfänger der übrigen Besol-
dungsgruppen in Höhe von 
mindestens 400 E. 

Änderung des Besoldungs- und 
Versorgungsrechtsergänzungs-
gesetzes des Landes Sachsen-

Anhalt (BesVersEG LSA)

§ 6 Jährliche Sonderzahlung3

Wie in der Besoldung auch, wird 
ein Mindestbetrag geregelt, der für 

die Ruhestandsbeamtinnen und 
Ruhestandsbeamten 200 E beträgt. 
Abs. 3 führt die bisherige Regelung 
fort, dass auch die Erhöhungsbeträ-
ge für berücksichtigungsfähige Kin-
der im Familienzuschlag in Höhe 
von 25,56 E den Versorgungsemp-
fängerinnen und Versorgungsemp-
fängern gewährt werden.

Änderungen der Erschwerniszu-
lagenverordnung und der 
Mehrarbeitsvergütungs- 

verordnung

Die Artikel enthalten die Dynami-
sierung der Stundensätze für Mehr-
arbeit und für den Dienst zu un-
günstigen Zeiten an Sonn- und 
Feiertagen. Diese wurden bisher 
stets im gleichen Umfang wie die li-
nearen Anpassungen erhöht.

Nach bestem Wissen, sicher nicht 
ohne Fehler erstellt, daher als Infor-
mation gedacht. Dies entbindet kei-
nen, sich selbst über die Änderung 
der dienstrechtlichen Vorschriften 
zu informieren.

Uwe Petermann
www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/20190204

Quellen:

–  Beamtenrechtliches Sonderzah-
lungsgesetz Sachsen-Anhalt (SZG 
LSA) vom 24. 11. 2017, GVBl. 
LSA Nr. 22/2017, ausgegeben am 
30. 11. 2017

–  Gesetz zur Änderung dienstrecht-
licher Vorschriften vom 13. 6. 
2018, GVBl. LSA Nr. 9/2018, aus-
gegeben am 21. 6. 2018

–  Zweites Gesetz zur Änderung 
dienstrechtlicher Vorschriften vom 
5. 12. 2018, GVBl. LSA Nr. 26/2018, 
ausgegeben am 12. 12. 2018

Fußnoten:

1 Siehe weitere Infos der GdP LSA
2 ebenda
3  Beamtenrechtliches Sonderzah-

lungsgesetz Sachsen-Anhalt (SZG 
LSA) LT 23. 11. 2017

DieSe WichtigeN regelUNgeN SOllte MaN 
iMMer ZUr haND habeN. heftet eUch alSO Die 

DOPPelSeite aUS UND habt Sie griffbereit!
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Personalbedarf der Polizei in …
… Sachsen

Nach eigenen Hochrechnungen 
durch die Gewerkschaft der Polizei Lan-
desbezirk Sachsen (GdP) sind für die 
Bewältigung der Aufgaben mindestens 
16 000 Polizeibeschäftigte für PVD, Ver-
waltung sowie Spezialisten und Service 
in Sachsen notwendig. Allein im Strei-
fendienst fehlen im Verhältnis zur heuti-
gen Polizeistärke in Sachsen circa 850 
Polizisten, in der Bereitschaftspolizei cir-
ca 860 Einsatzbeamte. 

Die Kriminalpolizei müsste um etwa 
400 Stellen aufgestockt werden, an den 
Polizeischulen werden über 100 Lehr-
kräfte mehr gebraucht. Auch in der Prä-
vention, in den Führungs- und Lagezen-
tren sowie in den Zentraldienststellen 
Landeskriminalamt und Polizeiverwal-
tungsamt ist ein Mehrbedarf von meh-
reren 100 Stellen unumgänglich. 

Insofern ist klar, dass die GdP (genau-
so wie der in der Fachkommission vertre-
tene Polizei-Hauptpersonalrat) die Erhö-
hung der PVD-Stellen um 1 000 Stellen 
(zum Stichtag am 1. Januar 2017 war der 
Ist-PVD-Personalbestand mit 10 751 an-
gegeben) als Endergebnis nicht mitträgt 
und eine Fachkommission 2.0 fordert.

Unabhängig davon sind erste ge-
wichtige Schritte getan. Das Stoppen 
des Stellenabbaus, die Erhöhung der 
Einstellungszahlen in die Polizeiausbil-
dung auf 700 Stellen ab dem Jahr 2018 
sowie die befristete Hinausschiebung 
des Ruhestandes und einer damit ver-
bundenen zehnprozentigen Erhöhung 
der Besoldung seien hier nur kurz ge-
nannt. Diese positive Entwicklung gilt 
es auch für den Verwaltungs- und Servi-
cebereich sowie für Spezialisten (Beam-
te und Angestellte) zu verstetigen.

Mit der Verabschiedung des Doppel-
haushaltes 2019/2020 stehen der Polizei 
im Jahr 2019 14 377 Stellen (davon 
11 150 PVD-Stellen) zur Verfügung. 

Im Jahr 2020 werden es dann 14 712 
Stellen (davon circa 11 750 PVD-Stellen) 
sein. Die tatsächliche Besetzung der 
vorhandenen PVD-Stellen als Ziel wird 
vermutlich erst im Jahr 2023 oder 2024 
zu erreichen sein. Unabhängig davon 
sind eine Verstetigung des Einstellungs-
korridors und eine weitere Erhöhung 
der PVD-Stellen auf mindestens 13 500 
Stellen notwendig. Torsten Scheller

… Sachsen-Anhalt
Das Gute vorweg, ja der Personal-

bestand wird sich in den nächsten 
zwei Jahren und hoffentlich darüber 
hinaus deutlich erhöhen. Nicht zu-
letzt der deutlichen Kritik der GdP 
geschuldet, schwenken die regie-
rungstragenden Parteien um und 
versprachen sich gegenseitig, den 
Personalbestand am Ende der Le-
gislatur auf 6400 Vollzugbeamte zu 
erhöhen. Ein richtiger und wichtiger 
Schritt. Leider viel zu spät. Zu Be-
ginn des Jahres 2019 beträgt die 
Zahl der Vollzugbeamten derzeit 
nur noch 5750. Dazu kommen noch 
einige in der Freistellungsphase der 
ATZ.

Aber im Jahre 2019 wird erst-
mals seit langer Zeit die Zahl der 
Zugänge nach absolvierter Ausbil-
dung bzw. Studium die Zahl der 
Abgänge sogar deutlich übertref-
fen. 2019 werden ca. 430 Zugänge 
erfolgen, die Altersabgänge dürf-
ten mit ca. 240 zu Buche schlagen. 
Genauere Zahlen wird es erst An-
fang März bzw. September geben, 
wenn klar ist, wer tatsächlich in 
Aschersleben „fertig“ wird und 
wie viele Kolleginnen und Kolle-
gen vom Angebot der freiwilligen 
Verlängerung des Dienstes Ge-
brauch machen. 

Wenn dann 2020 750 Anwärter 
nach der Ausbildung bzw. Studium 
in die Landespolizei ankommen, 
wird sich mancher ärgern, dass dies 
nicht schon früher passiert ist. Hier 
gilt es aber weiter mit Augenmerk 
und Sensibilität die Anwärter auf 
ihre Eignung für den Beamtenstatus 
zu prüfen. Mittlerweile reicht wohl 
nur der Verdacht der Nichteignung, 
um von der Schule zu fliegen. Mit 
dieser Art und Weise erreichen wir 
das selbst gesteckte Ziel nicht.

Die Masse in der Polizei sind Voll-
zugbeamte. Aber in gleicher Art 
und Weise muss das Personal in der 
Verwaltung mitwachsen. Hochqua-
lifiziertes Verwaltungspersonal fehlt 
derzeit in der Landespolizei und da-
für gibt es noch nicht mal einen 
Plan. Das muss dringend geändert 
werden. PE

… Thüringen
Für die Haushaltsplanung ist die 

Aufgabenstellung der Behörden 
maßgeblich. Der enge haushälteri-
sche Rahmen und der fortzuführende 
Stellenabbau bis 2025 lassen aus 
Sicht des Thüringer Ministeriums für 
Inneres und Kommunales (TMIK) 
auch bei Aufgabenzuwachs keine 
Stellenmehrung zu. Erste Änderun-
gen beim Personalentwicklungskon-
zept wurden vorgenommen. Die wa-
ren notwendig, um die in 2020 neu 
einzustellenden 300 Anwärter im Po-
lizeivollzug in den Jahren 2022 und 
2023 übernehmen zu können.  Der 
Abbau von Stellen muss geschoben 
werden. 

Ungeachtet dessen ist die Zahl der 
Einstellungen in den Polizeivollzugs-
dienst von 150 (125 mD/25 gD) im 
Jahr 2016 über 200 (175 mD/25 gD) 
im Jahr 2017 bis zu 260 im Doppel-
haushalt 2018/2019 langsam gestie-
gen. Eine flächendeckend präsente 
und bürgernahe Polizei ist so nicht 
zu erreichen. Das Loch, welches die 
in den nächsten Jahren in Pension 
bzw. Rente gehenden Beschäftigten 
in der Personaldecke reißen, spielt 
bei den Betrachtungen keine oder 
nur eine untergeordnete Rolle. Ar-
beitsbelastungen und Arbeitsauf-
kommen sind aufgrund des Stel-
lenabbaus immens gestiegen. 
Außerdem wurden neue Aufgaben 
auf die noch vorhandenen Beschäf-
tigten übertragen. 

Unter Verweis auf die im Koaliti-
onsvertrag vereinbarte Angleichung 
der Haushaltsstellen an den ODP der 
Thüringer Polizei wurden für den Po-
lizeivollzug und für die Verwaltung 
neue Stellen gefordert. Die derzeit im 
Haushalt vorhandenen Stellen für 
6284 Polizeivollzugsbeamte, 463 Ver-
waltungsbeamte und 848 Tarifbe-
schäftigte müssen besetzt werden. 
Nicht weniger, sondern mehr Be-
schäftigung im Landesdienst ist hier-
zu erforderlich. Die GdP fordert seit 
Jahren die Erhöhung der Einstel-
lungszahlen zur Besetzung aller Stel-
len und den Stopp des Personalab-
baus in der Polizei. 

Monika Pape 
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leSerbrief SeNiOreNterMiNe

Nach jahrzehntelangem Bemühen 
seitens der GDP, allen voran Sybille 
Staliwe und Uwe Petermann, sowie 
Klagen und Widersprüchen betroffe-
ner Kollegen endet eine Bestrafung 
auf Lebenszeit, die rechtlich von An-
fang an sehr fragwürdig war, da die 
entsprechende Kürzung der Versor-
gungsbezüge völlig unverhältnismä-
ßig in Bezug auf die Gründe war.

Hinzu kommt noch, dass die Be-
troffenen zumeist Jahrzehnte ihren 
verantwortungsvollen Dienst für das 
Land Sachsen-Anhalt geleistet ha-
ben. Zwar kann jetzt endlich in die-
sen Fällen Rechtsfrieden einziehen, 
jedoch bleibt ein bitterer Nachge-
schmack, da viele Betroffene bereits 
verstorben sein dürften und eine 
Rückwirkung ausgeschlossen wurde, 

obwohl die Zeiten, die bisher bei der 
Berechnung der Höchstgrenze ausge-
schlossen wurden, bereits vorher im 
Versicherungsverlauf der Renten ent-
halten waren und somit ebenfalls be-
reits vorher eine Nichtberücksichti-
gung inkonsequent war.

Ich bin natürlich sehr froh darüber, 
dass ich das noch erleben durfte und 
möchte mich auf diesem Wege noch-
mals herzlich bei allen Beteiligten am 
Kampf für Gerechtigkeit bedanken.

Gleichzeitig sollten sich die Betrof-
fenen, die diese ungerechte Regelung 
einfach nur über sich ergehen ließen, 
ernsthaft fragen, warum sie nicht zu-
mindest Widerspruch eingelegt hat-
ten.

Jürgen Pelz
www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/20190205

Danke für euren einsatz 
für uns Senioren

reDaktiONSSchlUSS
für die Ausgabe 3/2019 ist
Freitag, der 1. Februar 2019,
und für die Ausgabe 4/2019 ist es
Freitag, der 1. März 2019.
Für Manuskripte, die unverlangt 

eingesandt werden, kann keine Ga-
rantie übernommen werden. Anony-
me Zuschriften werden nicht veröf-
fentlicht.

Die Landesredaktion
www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/DP-LSA

Seniorengruppen der PD Ost
Bereich Sandersdorf
am 12. 2. 2019 und 26. 2. 2019 ab 10 

Uhr Bowling auf der Bundeskegelbahn 
in Sandersdorf.

Bereich Wolfen
am 5. 2. 2019 um 18 Uhr Versamm-

lung in der Gaststätte „Am Rodelberg“ 
in Wolfen.

Seniorengruppen der PD Nord
Bereich PD Haus/PRev MD/WSP/

ZKB
am 19. 3. 2019 um 16 Uhr in der Ver-

einsgaststätte des SV Armania 53 in 
der Erich-Weinert-Straße 25 in 39104 
Magdeburg (Straßenbahnlinie 2 + 8, 
bis Haltestelle „AMO/Steubenalle“).

Seniorengruppen der PD Süd
Seniorengruppe Saalekreis
am 20. 2. 2019 und am 15. 5. 2019 um 

10 Uhr Kegeln mit PartnerInnen in der 
Ladenstraße in Schkopau mit anschlie-
ßendem Mittagessen.

Seniorengruppe PD Haus/Revier
am 13. 2. 2019 und am 13. 3. 2019 um 

14.30 Uhr in der Begegnungsstätte 
„Zur Fähre„ der Volkssolidarität Halle, 
Böllberger Weg 150 (zu erreichen mit 
der Straßenbahnlinie 1 und Buslinie 26, 
Haltestelle Böllberger Weg).

Seniorengruppen der Fachhochschule
am 20. 3. 2019 um 15 Uhr Senioren-

treffen im „Rosencafe“ in Aschersleben.
Alle Seniorenvertreter werden ge-

beten, mir die Termine für 2019 mitzu-
teilen.

Die Landesredaktion
www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/S-Termine 

liebe kolleginnen, liebe kollegen, 
wenn ihr diese ausgabe der DP in den 
händen haltet, ist die erste runde der 
tarifverhandlungen gelaufen.

Es bedarf sicher keiner hellseheri-
schen Fähigkeiten zu erkennen, dass 
es auch in diesem Jahr schwierig wer-
den wird, einen akzeptablen Abschluss 
zu erreichen. Trotz voller Kassen wer-
den sich die Länder gegen einen, aus 
ihrer Sicht, zu hohen Abschluss weh-
ren. 

Wir alle sind dazu aufgerufen, uns an 
möglichen Aktionen zu beteiligen und 
für unsere gerechten Forderungen ge-
gebenenfalls auf die Straße zu gehen. 
Wir sagen #hermitmehr2019.

Um auf euren Dienststellen klare 
Kante zu zeigen und deutlich zu ma-
chen, dass ihr euch für die berechtigten 
Forderungen einsetzt, hat der Bundes-
vorstand die abgebildete Karte „ICH 
BIN WEG“ entworfen. Wenn Aktionen 
anstehen, möchten wir euch bitten, die 
Karte offen und klar auf euren Schreib-
tischen oder an euren Bürotüren zu be-
festigen. Ihr macht damit deutlich, dass 
ihr von eurem Grundrecht Gebrauch 

macht und an Aktionen teilnehmt. Je-
der und jede Einzelne zählt, also macht 
mit und sagt: „ICH BIN WEG“.

Weitere Informationen findet ihr auf 
der Webseite der GdP Sachsen-Anhalt 
und in allen weiteren Medien, die wir 
nutzen. Pe
www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/20190206

tarifverhandlungen der länder 
2019 – Wo geht die reise hin?
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gelacht ODer 
NachgeDacht

Ich mag es ganz laut 
„GERN GESCHEHEN!“ 

zu sagen, wen sich jemand 
nicht bedanken kann.

Effektivität bedeutet die 
richtigen Dinge tun. 
Effizienz bedeutet 

die Dinge richtig tun. 
Also spiele ich mit meinen 

Kindern (effektiv) und 
zwar lange (effizient)!

Wenige Menschen denken, und 
doch wollen alle entscheiden.

Der Landesvorstand
www.gdp.de/gdp/gdplsa.nsf/id/20190207


